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Erfahrungen aus der Praxis
Zur Geltendmachung der arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit 
in einem Straßenbaubetrieb

In der Tätigkeit der Konfliktkommissionen im VEB Auto­
bahnbaukombinat bilden Entscheidungen über Anträge zur 
Durchsetzung der arbeitsrechtlichen materiellen Verantwort­
lichkeit gemäß §§ 260 ff. AGB den Schwerpunkt. Häufig liegen 
Schäden aus Verkehrsunfällen mit Kraftfahrzeugen zu­
grunde. Hier wird vom zuständigen Leiter in der Regel um­
gehend ein entsprechender Antrag bei der Konfliktkommis­
sion gestellt, weil sich bereits aus den Untersuchungsergeb­
nissen der Verkehrspolizei und der Staatlichen Versicherung 
eindeutige Schlußfolgerungen für die erforderliche Geltend­
machung der materiellen Verantwortlichkeit gegenüber dem 
Unfallverursacher ergeben.

Solche eindeutigen Voraussetzungen sind bei anderen 
Schadensfällen, etwa im Zusammenhang mit der Wartung 
und Pflege von Kraftfahrzeugen und Baumaschinen, in der 
Regel nicht vorhanden. Die im Kombinatsbetrieb Straßen­
bau Potsdam durchgeführten Beratungen der Konfliktkom­
missionen zeigen aber, daß die Leiter auch bei derartigen 
Sachverhalten ihrer Verantwortung immer besser gerecht 
werden..

So hatte die Konfliktkommission des Oberbauleitungs­
bereichs Berlin über die arbeitsrechtliche materielle Verant­
wortlichkeit von zwei Baumaschinisten (Raupenfahrer) zu 
entscheiden. Wie sich aus dem Antrag des Oberbauleiters 
ergab, war die Baumaschine nicht mehr im Produktionspro­
zeß einsetzbar, weil der rechte Turasantrieb defekt war. Der 
Sachverständige stellte fest, daß mit dieser Raupe zeitweise 
ohne Fettpackung im Turas gefahren worden war. Infolge­
dessen waren wichtige Funktionsteile der Baumaschine be­
schädigt bzw. zerstört. Der Schaden betrug 4 Oil M. Nach der 
Bedienungsanweisung für die Raupe waren die Baumaschi­
nisten, die im Wechsel auf dieser Raupe fuhren, verpflichtet, 
täglich die Fettpackung im Turas zu kontrollieren und den 
Fettverbrauch im Maschinentagebuch einzutragen. Dort fehl­
ten jedoch entsprechende Eintragungen.

Die Beratung der Konfliktkommission ergab, daß die bei­
den Baumaschinisten ihrer Arbeitspflicht, zu der auch War­
tung und Pflege der Baumaschine gehörten, schuldhaft nicht 
im erforderlichen Umfang nachgekommen waren. Diese Ar­
beitspflicht war ganz eindeutig in der Charakteristik der Ar­
beitsaufgabe fixiert und inhaltlich in der Bedienungsanlei­
tung für die Baumaschine konkretisiert. Die beiden Bauma­
schinisten wurden gemäß § 261 Abs. 2 AGB zum Schadener­
satz verpflichtet.

Die im VEB Autobahnbaukombinat gesammelten Erfah­
rungen verdeutlichen ferner, daß bei Schäden im Umgang 
mit Kraftfahrzeugen und Baumaschinen nicht nur der jewei­
lige Kraftfahrer bzw. Baumaschinist als Schadensverursacher 
in Betracht kommt. Mitunter begünstigen auch Mängel in 
der Leitungstätigkeit das Entstehen von Schäden oder bilden 
sogar die ausschlaggebende Schadensursache. So war im vor­
stehend geschilderten Fall auch der Maschinenmeister zur 
Verantwortung gezogen worden, weil er die Kontrolle des 
Maschinentagebuchs verabsäumt und so nicht das Fehlen der 
erforderlichen Eintragungen bemerkt hatte. Bei exakter Ein­
haltung seiner Pflichten hätte größerer Schaden vermieden 
werden können.

In einem weiteren Fall erteilte ein Meister einem unter­
stellten Maschinisten den Auftrag, eine Baumaschine in Be­
trieb zu setzen und einen Erdhaufen in einer nahegelegenen 
Senke der Baustelle einzuplanieren. Bei der Durchführung 
dieses Arbeitsauftrags wurde ein in unmittelbarer Nähe be­
findlicher Hydrant zerstört und von der Leitung abgerissen. 
Für die erforderliche Instandsetzung der Wasserleitung und 
des Hydranten wurden dem Kombinatsbetrieb Straßenbau 
Potsdam 2 093,41 M in Rechnung gestellt.

Der zuständige Oberbauleiter, der Antrag auf materielle 
Verantwortlichkeit geltend machte, schätzte ein, daß der Scha­
den auf Unachtsamkeit des Maschinisten zurückzuführen sei. 
Diese Einschätzung konnte in der Beratung der Konfliktkom­
mission nicht mehr aufrechterhalten werden. Es stellte sich 
heraus, daß der verantwortliche Meister im vorliegenden 
Fall seinen Pflichten zur Einweisung des Maschinisten und

zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Kennzeichnung 
des Hydranten gemäß § 4 der ASAO 631/3 - Erdarbeiten 
und Verlegen von Leitungen in die Erde — vom 21. Novem­
ber 1972 (GBl.-Sdr. Nr. 747)* schuldhaft nicht im erforder­
lichen Umfang nachgekommen war. Auf Hinweis der Kon­
fliktkommission stellte der Oberbauleiter einen entsprechen­
den Antrag, da der Eintritt des Schadens auf Versäumnisse 
des Leiters zurückzuführen war. Die Konfliktkommission ver­
pflichtete nicht den Maschinisten, sondern den verantwortli­
chen Meister gemäß § 261 Abs. 2 AGB zum Schadenersatz.

Diese Erfahrungen unterstreichen die hohe Verantwor­
tung, die den Leitern bei der Untersuchung von Schadens­
fällen und bei der Geltendmachung der arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit gegenüber den Schadensver­
ursachern obliegt. Die im Kombinatsbetrieb Straßenbau Pots­
dam erzielten Fortschritte sind sicherlich auch auf die Schaf­
fung eindeutiger innerbetrieblicher Regelungen zurückzu­
führen. Hierzu zählen vor allem die vom Betriebsleiter mit 
Zustimmung ^-der BGL in der Arbeitsordnung getroffenen 
Festlegungen zur Umsetzung der Vorschriften des 13. Kapi­
tels des AGB. So ist in diesem Dokument u. a. eindeutig be­
stimmt, welche leitenden Mitarbeiter neben dem Betriebslei­
ter zur Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
berechtigt und verpflichtet sind.
Dr. WOLF-RÜDIGER PASCH,
Justitiar im VEB Autobahnbaukombinat, Potsdam

* Seit dem 1. Januar 1985 gilt hierfür der Standard TGL 30434 — Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz, Brandschutz, Erdarbeiten und Ver­
legen von Leitungen in den unterirdischen Bauraum, Allgemeine 
Festlegungen —; vgl. АО über die Aufhebung von Rechtsvorschrif­
ten auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie 
des Brandschutzes vom 22. Oktober 1984 (GBl. I Nr. 31 S. 387).

Zusammenarbeit von Staatsanwalt 
und FDGB-Kreisvorstand

Die gute Zusammenarbeit zwischen dem Kreisvorstand des 
FDGB und dem Staatsanwalt des Kreises Döbeln ist für die 
Anleitung der.-Konfliktkommissionen von hohem Wert. Unsere 
gemeinsamen Anstrengungen unterstützen das Streben der 
Konfliktkommissionen, durch immer bessere Ausschöpfung 
ihrer gesetzlich gegebenen Möglichkeiten einen noch besseren 
Beitrag zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
sowie zur Gewährleistung der Rechtssicherheit zu leisten. 
Bei der Anleitung und Schulung der Mitglieder von Kon­
flikt- und Rechtskommissionen können wir auf bereits be­
währte Methoden zurückgreifen.1 Darüber hinaus sind wir 
jedoch ständig bestrebt, die sich aus der Spezifik der ge­
werkschaftlichen und staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit er­
gebenden Möglichkeiten besser zu nutzen.

Der Staatsanwalt hat z. B. die Möglichkeit, die Ergebnisse 
seiner Überprüfung der Beschlüsse der Konfliktkommissio­
nen (§ 24 Abs. 2 StAG), die Teilnahme an Arbeitsrechtsver­
handlungen im Einspruchsverfahren (§ 304 AGB) sowie 
Kenntnisse aus der Bearbeitung von Eingaben im Zusam­
menhang mit der Tätigkeit der Konfliktkommissionen auszu­
werten und sie für die gemeinsame Arbeit wirksam zu 
machen. Die Zusammenarbeit ist vor allem darauf gerichtet, 
eine mit den Rechtsvorschriften übereinstimmende Arbeits­
weise und Rechtsprechung der gesellschaftlichen Gerichte zu 
gewährleisten und sie dabei zu unterstützen, ihre vorbeu­
gende Tätigkeit und Kontrolle der Verwirklichung ihrer Be­
schlüsse zu vervollkommnen.2 t

Der FDGB-Kreisvorstand seinerseits nutzt die enge Ver­
bindung zu den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen, um 
Probleme rechtzeitig zu erkennen, Erfahrungen schnell zu 
übermitteln und ggf. direkt Einfluß zu nehmen, wenn schwie­
rige Fragen zu klären sind.

Im folgenden wollen wir einige Erfahrungen und Metho­
den unserer Zusammenarbeit darstellen:

1. Die Mitglieder von Konflikt- und Rechtskommissionen 
sowie die Mitglieder betrieblicher Gewerkschaftsleitungen 
werden monatlich einmal geschult. In den fünf Städten des

1 Vgl. D. Wuttke, „Stützpunktschulungen auf Kreisebene“, Arbeit 
und Arbeitsrecht 1983, Heft 2, S. 84 f.

2 vgl. H. Harrland, „Aufgaben der Staatsanwaltschaft bei der Zu­
sammenarbeit mit den gesellschaftlichen Gerichten“, NJ 1985, 
Heft 1, S. 4 ff.


